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DieFondskrankenanstaltenunddieGemeindeWien .Gegenüberverschiedenen
Blättermeldungensei der folgende aktenmässigeTatbestand
der Verhandlungen,die zwischen demBundesministerium für soziale Ver
waltungund der SemeindeWienüber die Fondskrankenanstaltenschweben,

festgestellt :
DieGemeindeWienhat in einerSitzung ,die am . März. J .überEin-¬

ladungdes HerrnBundesministersSchmitzwegender Regelungderstitti
gen Spitalsangslegenheiten stattfand ,die bündigeund vollkommenunver- ¬
klausulierte Erklärung abgegeben ,dass sie bereit sei ,die Fondskranken - ¬
anstalten sofort zu übernehmen .DieVertreter der Gemeindebegründeten
dies mit demHinweis ,dass Wienauf GrunddesKrankenanstaltengesetzes
verpflichtet ist ,als LandundGemeindefünf AchteldesDefizitszu
tragenunddassnaturgemässderjenigeFaktorzurVerwaltungberufen
sei ,der dengrösserenTeil des Abgangeszu bestreiten hat .Es ist zudem
TatsachedassausserhalbWienssämmtlådheöffentlichenKrankenanstalten
in der Verwaltungder LänderGemeindenstehen .Dasist auchdort

der Fall ,wo klinischer Betrieb und Spitalsbetrieb vereinigt sind .Der

Bundtritt alsovondenWienerFondaanstaltenabgesehensonstnirgends
in Oesterreichals Verwaltervonöffentlichen Krankenanstaltenauf .Die
GemeindekannfürihrenStandpunktfernerinsTreffenführen ,dasssie
bekanntlichauf jedenFall VerwalterineineseigenengrossenSpitals
sowiederähnlichgerichtetengewaltigenIrrenanstaltenist ;diese
Doppelverwaltungmacht sich in vielen Beziehungenüberausunangenehm
bemerkbar ,ist aber aucheinleuchtenderweisehöchstunökonomisch .

Die Sitzung vom6 .Märzschloss mit der Erklärung des HerrnBundes
ministers,dieRegierungwerdezudiesemAnbotinnerhalbkurzerFrist

Stellung nhemen .Als dies nicht geschab hat die GemeindemitSchrei¬
benvom21. AprildieAusserungdesBundesministeriumsurgiert ,aberneuer
lich keineAntworterhalten .Unterdem22Maiha sodannderBügermei-¬

ster an den Herrn BundesministerSchmitznochmalsdas Ersuchengerich
tet ,zudiesemAnbotStellungzunhemen,zumalderBundesministerfür
Finanzen gewisse offene Fragen der Steuerteilung zwischen Bundund
LandWienvondervorhergegangenenRegelungderAngelegenheitderKran
kenanstaltenabhängigmacht .AuchaufdieseZuschriftliggt biszur
StundekeineErwiderungvor .Es ist jedochvollkommenunrichtigund
widerspricht durchaus demTatbestand ,dass seitens der Gemeindedas
Anbotirgendwieeingeschrämktwordensei .Insbesonderehat dieGemein
de nicht die Fedingunggestellt , dass sie die Fondsspitäler nurmit
Aueschlussder Kilinikenzu übernehmengewillt sei .Vielmehrist ,wie
nochmalshervorgehobenwerdensoll ,dasAnbotderGemeindeaufÜber
nähmedergesamtenFondsanstaltengestelltworden.

KeineGemeinderatssitzungindieserWoche.DiefürFreitag,den. d.
in AussichtgenommeneSitzungdesGemeinderatesfindet nichtstatt .

ZweiundzwanzigMilljarden Gemeindekreditefür Siedler .DieSiedlungsbewegung .lat .
/seit derEinstellungderBundeszuschüssevollkommenaufdie

BeiträgeausöffentlichenMittelnangewisen ,die ihr die GemeindeWien
imRammenihresBau -undSiedlungsprogrammszurVerfügungstellt.
DieserFörderungdes Siedlungsbaushat die Gemeindeim heurigenJahre
bereits einen Betrag von rund 10 Milliarden Kronengewidmet ,aus
deminsgesamt265Siedlungshäuserfertiggestellt unddie Aktionder

„Gesiba “zur ErrichtungvonSiedlerhüttenfinanziertwurden.
NunmehrhatderGemeinderatsausschussfürWohnungs-undSiedlungs

wegenin seiner letzten Sitzungeinen weiterenBetragvon12Milliar -¬
den Kronen für Baukredite an gemeinnützige Siedlungsgenossenschaften

genehmigt.DasSiedlungsamtderStadtWienhatimEinvernehmenmit
denSiedlungsgenossenschafteneinenPlanausgearbeitet ,wonachdiese
Summeunter zwanzig Siedlungsgenossenschaften verteilt wird ,wobei

und Bauführungen

besondersdie Wirtschaftlichkeitder einzelnenAnlagen/berücksichtigt
wurde .Insgesammtsollen davon11 . 2Milliarden für Neubautenund
rund800MillionefürFertigstellungenverwendetwerden;dasbedeutet
dieErrichtungvon154neuenSiedlerhäusern.AuchderVerteilungsplas
wurdevomAusschussgenehmigt .

neuerlichen idmunghabensomitdieZuwendungen,diedieMitdieser
GemeindeWienallein imheurigenJahrefür die FörderungderSied-¬
lungsbewegunggeleistet hat ,denBetragvonzweiundzwanzigMilliarden

erreicht . -.-. . . -. ---¬
DieGesundheitsverhältnisseWieneimApril .DerBerichtdesstädti
schenGesundheitsamtesüberdieGesundheitsverhältnisseWiensim
AprilweisteinenRückgangdesKrankenstandesgegenüberdemVormonat
aus .in fürsorgeärztlicheBehandlungkamen10. 375Fällegegen
11 . 277im März und 11 . 347im April des Vorjahres .Auch die Za1

der infektionskrankheitensankgegenüberdemVormonatum173
auf754 .DesgleichenhatsichdieSterblichkeitgegenüberdemVormo
nat um97 Fälle verringert .AuftansendEinwochnerentfielenim
März192315. 96,imApril15. 55Sterbefäkle ,währednesimApril1922
18. 55Fällewaren.Insgesammtstarben2521Personengegen2618im
Vormonatund2934imVergleichsmonatdesVorjahrs .Diehäuftste

Fodesurasache war wieder die Lungentuberkulose mit 447fällen .

.
Gemeindesubventionen .DerFinanzausschussdesGemeinderatsbeschloss
gesternnacheinemBeferatdesGR. Hiess ,derOesterreichischenGesell
schaft zur "ekämpfungder GeschlechtskrankheiteneineSubvention
von 3 Millioen Kronenund demAmerikanischenKinderheiminGrinzing
zur BeschaffungeinesSchlaucheseinesoädhevon . 4Millionen

Kronenzubewilligen .
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